
  
  
  

  
  
  
 
  
Zweite Änderung zur Siebenundzwanzigsten Allgemeinverfügung 
des Landkreises Meißen zum Vollzug des Infektionsschutzgesetzes  

(IfSG) und der Sächsischen Corona-Schutz-Verordnung  
(SächsCoronaSchVO)  

  
Absonderung von engen Kontaktpersonen, von Verdachtspersonen und 

von positiv auf das Coronavirus getesteten Personen  
  

vom 13. Januar 2023  
  
 
  
Der Landkreis Meißen erlässt auf der Grundlage des § 28 Absatz 1 Satz 1, § 29 Absatz 1 
und 2, § 30 Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes in Verbindung mit § 1 Absatz 1  
Satz 1 der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung und des Sächsischen  
Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Regelung der  
Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz und für die Kostenerstattung für 
Impfungen und andere Maßnahmen der Prophylaxe folgende  
  

Allgemeinverfügung:  
  
1. Die Siebenundzwanzigste Allgemeinverfügung des Landkreises Meißen zum Vollzug 

des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) und der Sächsischen Corona-Schutz-Verordnung  
(SächsCoronaSchVO) - Absonderung von engen Kontaktpersonen, von  
Verdachtspersonen und von positiv auf das Coronavirus getesteten Personen vom  
30. November 2022 wird unter Abänderung von Nr. 8 Satz 2 der Allgemeinverfügung  

 
bis zum 10. Februar 2023 verlängert. 

  
2. Diese Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar.  
  
  

Begründung  
  
Nach § 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG trifft die zuständige Behörde die notwendigen  
Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 IfSG genannten, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden, 
soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten 
erforderlich ist. Die Zuständigkeit des Landkreises Meißen ergibt sich aus § 1 Absatz 1 
Satz 1 der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung und des Sächsischen  
Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Regelung der 
Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz und für die Kostenerstattung für 
Impfungen und andere Maßnahmen der Prophylaxe.   
  
  



 
 
 
 
 
Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinne des § 2 Nummer 1  
IfSG, der sich in kurzer Zeit weltweit verbreitete. Es war zu beobachten, dass es auch im 
Landkreis Meißen zu einer raschen Verbreitung der Infektion in der Bevölkerung 
gekommen ist. Insbesondere bei ungeimpften älteren Menschen und Vorerkrankten 
besteht ein hohes Erkrankungs- und Sterberisiko. Auch jüngere Menschen können schwer 
erkranken und von Langzeitfolgen betroffen sein.   
 
Da derzeit der Anteil der Geimpften an der Gesamtbevölkerung noch nicht ausreichend 
hoch ist und keine wirksamen Therapien zur Verfügung stehen, besteht die Gefahr einer 
Verstärkung des Infektionsgeschehens mit teilweise erheblichen Folgen für Leben und 
Gesundheit, insbesondere des vulnerablen und ungeimpften Teils der Bevölkerung, einer 
möglichen Überforderung des Gesundheitssystems und der kritischen Infrastruktur sowie 
der Entwicklung von Virusvarianten unvermindert fort.  
  
Nach der Risikobewertung des Robert-Koch-Instituts handelt es sich weltweit und in  
Deutschland nach wie vor um eine sehr ernst zu nehmende Situation mit  
Infektionszahlen auf hohem Niveau. Aufgrund der Verbreitung von Omikronvarianten, die 
sich nach derzeitigem Kenntnisstand deutlich schneller und effektiver verbreiten als die 
bisherigen Virusvarianten und bestehenden Immunschutz teilweise umgehen können, 
kommt es zu einem weiterhin hohen Infektionsgeschehen. Die Infektionsgefährdung wird 
für die Gruppe der Ungeimpften als sehr hoch, für die Gruppen der Genesen und 
Geimpften mit vollständiger Impfung als hoch und für die Gruppe der Geimpften mit 
Auffrischimpfung als moderat eingeschätzt.   
  
Gerade angesichts schwerer und lebensbedrohender Krankheitsverläufe muss es Ziel 
sein, durch geeignete Maßnahmen eine Ausbreitung der Infektion mit SARS-CoV-2 soweit 
wie möglich zeitlich zu verlangsamen. Dazu gehört die Absonderung von Personen, die 
positiv auf das Vorhandensein des Coronavirus SARS-CoV-2 getestet wurden, sowie die  
Testung vor Wiederaufnahme der Tätigkeit bei Beschäftigten, die mit vulnerablen  
Personen arbeiten. Nur so können auch die Risikogruppen ausreichend geschützt werden. 
Die Absonderung ist dabei aus infektionsmedizinischer Sicht eine entscheidende 
Maßnahme zur Unterbrechung möglicher Infektionsketten.  
  
Aufgrund einer dynamischen Zunahme der Infektionszahlen ist der Fokus bei den 
Gesundheitsämtern auf die Bearbeitung der Infektionsmeldungen zu legen. Die positiv 
getesteten Personen und Verdachtspersonen sind verpflichtet, sich eigenverantwortlich 
abzusondern.  
  
Zur Regelung der Absonderung hat der Landkreis Meißen am 30. November 2022 eine 
Allgemeinverfügung zur Absonderung von engen Kontaktpersonen, von 
Verdachtspersonen und von positiv auf das Coronavirus getesteten Personen erlassen, 
die zunächst bis zum 31. Dezember 2022 galt und bis zum 15. Januar 2023 verlängert 
worden ist. 
 
Aufgrund der insoweit unveränderten Rechts- und Infektionslage wird diese Verordnung 
bis zum 10. Februar 2023 erneut verlängert.  
  
Die Anordnung ist gemäß § 28 Absatz 3 IfSG i. V. m. mit § 16 Absatz 8 IfSG kraft 
Gesetzes sofort vollziehbar.  
  
 

Rechtsbehelfsbelehrung  
  
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe 
Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich, in elektronischer Form 
nach § 3a Absatz 2 VwVfG oder zur Niederschrift beim Landratsamt des Landkreises 
Meißen, Brauhausstraße 21, 01662 Meißen, zu erheben.  
  
 
 



 
 
 
 
 
Wird der Widerspruch in elektronischer Form eingelegt, so ist dieser über das SecureMail 
Gateway des Freistaats Sachsen an die E-Mail-Adresse 
securemailgateway@kreismeissen.de zu richten. Nähere Hinweise zum SecureMail 
Gateway des Freistaats Sachsen sind auf der Internetseite 
https://www.esv.sachsen.de/secure-mail-gateway.html zu finden. Die Erhebung des 
Widerspruches durch einfache E-Mail wahrt die Form nicht.  
 
Meißen, den 13. Januar 2023 

 
Ralf Hänsel 
Landrat 
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